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�ffentlich-rechtlicher Rundfunk:
Perfektes Timing f�r eine Reform der
Kontrollinstanzen

Schlechtes Timing, werden sich die Regierungschefs
der L�nder gedacht haben: Gerade erst hatten sie An-
fang Juni nach jahrelangem Ringen eine (wenig ambi-
tionierte) Reform des çffentlich-rechtlichen Rundfunks
durch Unterzeichnung eines Dritten Medien�nderungs-
staatsvertrags auf den Weg gebracht, als die ersten Ent-
h�llungen �ber Patricia Schlesingers F�hrungsstil beim
RBB auftauchten. Inzwischen ist Schlesinger als Inten-
dantin Geschichte, die gegen sie erhobenen Vorw�rfe
haben jedoch eine Dynamik entfacht, die immer mehr
Rundfunkanstalten erfasst. Beim NDR steht gar der
Vorwurf politisch motivierter Einflussnahme auf die
Berichterstattung im Raum – und damit womçglich
die Glaubw�rdigkeit des gesamten çffentlich-rechtli-
chen Rundfunks auf dem Spiel.

Dass die anstaltsinternen Kontrollsys-
teme im Fall Schlesinger versagt ha-
ben, best�tigt die Kritiker, die seit lan-
gem f�r eine St�rkung der Gremien
eintreten. Im Angesicht der j�ngsten
Vorw�rfe wird die Medienpolitik die-
se Rufe nicht l�nger �berhçren kçn-

nen. Freilich darf die Wirkung des Rechts dabei nicht
�bersch�tzt werden: Wo Personen unlautere Absichten
hegen, werden sie sich durch Ge- und Verbote nicht auf-
halten lassen. Aber das Recht muss es ihnen so schwer
wie mçglich machen, ihre Pl�ne in die Tat umzusetzen.
Dazu bedarf es organisationsrechtlicher Sicherungsvor-
kehrungen, die Unabh�ngigkeit, Integrit�t und Kompe-
tenz der Kontrollinstanzen gew�hrleisten.

Der Gesetzgeber besitzt bei der Ausgestaltung der an-
staltsinternen Organisation einen weiten Spielraum.
Nicht einmal das sonst in Rundfunkfragen wenig zur�ck-
haltende Bundesverfassungsgericht leitet aus der Rund-
funkfreiheit ein bestimmtes Organisationsmodell f�r die
Anstalten ab: Ihre binnenpluralistische Struktur sei „ver-
fassungsrechtlich weiterhin nicht zu beanstanden“
(BVerfGE 136, 9, 30 Rn. 33). Allerdings çffnet das Ge-
richt im ZDF-Urteil selbst ein Einfallstor f�r erhebliche
politische Einfl�sse, indem es bis zu einem Drittel
Staats- und staatsnaher Vertreter in Rundfunk- und Ver-
waltungsrat akzeptiert. Die Begr�ndung, auch solche
Vertreter tr�gen zur Vielfalt der Perspektiven in den
Gremien bei (vgl. BVerfGE 136, 9, 32 f. Rn. 36), �ber-
zeugt bereits deshalb nicht, weil der grundrechtsver-
pflichtete Staat im gesellschaftlichen Meinungsbildungs-
prozess nicht auf gleicher Stufe steht wie die grund-
rechtsberechtigten Kr�fte der Gesellschaft. Eine derarti-
ge „Perspektiverweiterung“ erfordert auch kein Drittel
aller Sitze. Und in Bezug auf die Verwaltungsr�te ver-
sagt dieser Begr�ndungsansatz g�nzlich: Dort kann es
nicht auf pluralistische Gesellschaftsrepr�sentanz an-
kommen, sondern auf Sachkompetenz in Wirtschafts-
und Finanzangelegenheiten. Denn nur so werden sie ih-
ren Aufgaben (vgl. exemplarisch § 18 RBB-StV) gerecht
werden kçnnen.

Gerade der Verwaltungsrat hat sich beim RBB als Achil-
lesverse erwiesen. Wie die Mehrzahl der Anstaltsorgani-
sationsgesetze, verlangt der RBB-StV von den Mitglie-
dern keine spezifische Sachkompetenz (Ausnahmen fin-
den sich unter anderem in § 20 Abs. 2 WDR-G und Art. 9
Abs. 1 BR-G). Und bei der Sicherung der Staatsferne fol-

gen die Gesetze lediglich dem ZDF-Urteil: Weder redu-
zieren sie den zul�ssigen Staatsanteil unter ein Drittel
noch schließen Inkompatibilit�tsvorschriften die Mit-
gliedschaft hochrangiger Politiker aus; mitunter sitzen
deshalb – wie bei ZDF und SWR – f�hrende Medienpo-
litikerinnen in den Verwaltungsr�ten. Eine Reform der
Verwaltungsr�te muss darauf abzielen, ein Hçchstmaß
an Unabh�ngigkeit und Expertise zu sichern. Sachkunde
muss f�r alle Mitglieder das wesentliche Auswahlkriteri-
um sein. Umfangreichere Inkompatibilit�tsvorschriften
sollten potenzielle Interessenkonflikte mit der Politik,
aber auch mit gesellschaftlichen Organisationen, die re-
gelm�ßig Gegenstand der Berichterstattung sind, von
vornherein unterbinden. Und selbstverst�ndlich muss
zentralen Entscheidungen – wie der Abschluss des
Dienstvertrags mit dem Intendanten – eine umfassende

Information aller Ratsmitglieder vorausgehen; dies war
beim RBB offenbar nicht der Fall.

Der Reformbedarf erstreckt sich auch auf die Rundfunk-
r�te: Da auch hier Sachkunde der Mitglieder nicht vor-
geschrieben ist (Ausnahme: § 10 Abs. 1 Nr. 13 RB-G),
verfestigt sich in der Praxis mitunter der Eindruck, die
Mitglieder begriffen sich mehr als Interessenvertreter
der entsendenden Organisationen denn als Sachwalter
der Allgemeinheit (so aber BVerfGE 136, 9, 31 Rn. 35).
Hinzu kommt, dass eine unzureichende organisatorische
und finanzielle Unabh�ngigkeit der Rundfunkr�te von
der Anstaltsleitung einer wirksamen Kontrolle zuwider-
l�uft und das europ�ische Medienrecht „angemessene fi-
nanzielle und personelle Mittel“ f�r die Aufsichtsinstan-
zen verlangt (Art. 30 Abs. 4 AVMD-RL). Wenn der Ge-
setzgeber den Rundfunkr�ten nun noch zus�tzliche Auf-
gaben zur Auftragskonkretisierung �bertragen will (vgl.
§ 31 Abs. 2a und 2b, § 32a Abs. 2 MStV-E), steigt ihr
Professionalisierungsbedarf weiter. Sie bençtigen des-
halb mindestens eigene, aufgabenad�quat besetzte Ge-
sch�ftsstellen sowie Budgethoheit. Zus�tzlich sollten
aufgabenspezifische Sachkenntnisse bei den Rundfunk-
r�ten vorgeschrieben werden; dazu z�hlen auch Kennt-
nisse in Haushalts- und Finanzfragen, obliegt doch den
Rundfunkr�ten der Beschluss des Haushaltsplans. Und
eine gewisse Entkoppelung der Mitglieder von Partiku-
larinteressen kçnnte durch neuartige Besetzungsverfah-
ren – beispielsweise eine çffentliche Ausschreibung eini-
ger Ratssitze – erreicht werden.

Zwar liegt es prim�r an den Anstalten, verloren gegange-
nes Vertrauen zur�ckzugewinnen. Doch die L�nder sind
als „Ausgestalter“ der Rundfunkordnung verpflichtet,
durch St�rkung der Gremien die Funktionsf�higkeit des
çffentlich-rechtlichen Systems zu bewahren. Das lau-
fende Gesetzgebungsverfahren bietet dazu Gelegenheit.
Das Timing ist also perfekt.
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